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in staatlichen Einrichtungen im Rahmen der dafür 
geltenden Rechtsvorschriften.

Voraussetzung für die Gewährung der Kredite ist, daß
— mit den Maßnahmen materielle Reserven erschlossen 

werden bzw. die Maßnahmen materiell real gesichert 
sind,

— die in den Städten und Gemeinden zur Verfügung ste
henden Haushaltsmittel und Fonds für andere Auf
gaben gebunden sind bzw. zur Finanzierung der Maß
nahmen mit eingesetzt werden,

— ein Beschluß der Volksvertretung der Gemeinde bzw. 
Stadt zur Aufnahme des Kredites vorliegt.

2. Der Rat der Gemeinde oder Stadt stellt einen Kredit
antrag an die kontoführende Bank. Der Antrag enthält 
den Kreditzweck, die Kredithöhe, die vorgesehene Rück
zahlung des Kredites sowie den Nachweis nach Ab
schnitt II Ziff. 3.

3. Der Kreditvertrag wird zwischen der Bank und dem Rat 
der Gemeinde oder Stadt abgeschlossen. Für die Kredite 
gilt ein Zinssatz von 1 % jährlich.,

4. Für die Rückzahlung der Kredite gilt:
— Kredite für die Erschließung örtlicher Reserven, für 

den Um- und Ausbau sowie die Modernisierung von 
Wohnungen, Versorgungs- und staatlichen Einrichtun
gen sowie für Maßnahmen, aus denen von den Ge
meinden und Städten später Einnahmen realisiert 
werden, sind bis zum Ablauf der Nutzungsdauer der 
Vorhaben, längstens innerhalb einer Frist von 10 Jah
ren, zu tilgen.

— Kredite für Aufgaben künftiger Jahre, die zeitlich frü
her durchgeführt werden sollen und für die deshalb 
eine Vorfinanzierung erforderlich wird, sind zum 
Zeitpunkt der im Plan festgelegten Durchführung der 
Maßnahmen zu tilgen.

Die Rückzahlung der Kredite ist aus
— Einnahmen aus den durchgeführten Maßnahmen,
— Haushaltsmitteln bzw. Mitteln der Fonds der Volks

vertretung künftiger Jahre,
— Mitteln aus Vertragsbeziehungen mit VEB sowie LPG, 

VEG und ihren kooperativen Einrichtungen sowie an
deren sozialistischen Genossenschaften

vorzunehmen.
In bestimmten Fällen, in denen eine Tilgung aus Mitteln 
der Gemeinden und Städte sowie der Kreise und Bezirke 
nicht möglich ist, können die Mittel zur Tilgung auf-An
trag der Räte der Bezirke aus dem zentralen Haushalt 
bereitgestellt werden.

IV.
Die vorstehenden Regelungen gelten sinngemäß für die Ge

meindeverbände mit einem eigenen Haushaltsplan.

V.
Es sind wirksame Maßnahmen zur weiteren Vereinfachung 

der Planung, Buchführung und Abrechnung der Gemginde- 
haushalte durchzuführen. Der Haushaltsplan für die Gemein
den ist bereits für die Planung 1974 übersichtlicher und aus
sagefähiger zu gestalten. Sein Umfang ist bei Gewährleistung 
der Aussagefähigkeit für die Leitung und Planung weiter zu 
reduzieren.

Der Umfang der zu planenden Aufgabengebiete (z. B. Woh
nungen, Schulen, Kindergärten, Schul- und Kinderspeisung, 
Feriengestaltung, Straßenwesen, Jugend und Sport, Gesund- 
heits- und Sozialwesen) ist von bisher 47 in maximal 28 zu
sammenzufassen. Auf diese Weise ist zu erreichen — da nicht 
in allen Gemeinden alle 28 Aufgabengebiete zugleich Vor
kommen —, daß in jeder Gemeinde zwischen 10 und 20 Auf
gabengebiete zu planen sind. Die Anzahl der im Haushalts
plan enthaltenen Einnahme- und Ausgabepositionen ist von 
61 auf 26 zu reduzieren.

In dieser vereinfachten Form bildet der Haushaltsplan 
gleichzeitig auch die verbindliche Grundlage für die Konten
führung und Abrechnung.

Es ist an der weiteren Vereinfachung der Planung, Buch
führung und Abrechnung der Gemeindehaushalte systema
tisch weiterzuarbeiten.

VI.
Dieser Beschluß tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft. 

Er ist bei der Ausarbeitung des Planes 1974 anzuwenden.
Berlin, den 30. August 1973

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

S t o p h
Vorsitzender

Der Minister der Finanzen 
I. V. K a m i n s k y  

Staatssekretär

Beschluß 
über die Weiterentwicklung der 

ökonomischen Regelungen in der Landwirtschaft 
und Nahrungsgüterwirtschaft 

ab 1. Januar 1974
vom 11. September 1973

In Ergänzung des Beschlusses des Ministerrates vom 20. Sep
tember 1972 über „Die weitere Gestaltung der ökonomischen 
Regelungen in der sozialistischen Landwirtschaft und Nah
rungsgüterwirtschaft für die Jahre 1973 bis 1975“ (GBl. II 
Nr. 55 S. 60І) wird zur weiteren Förderung der Intensivierung 
der „Produktion und des Übergangs zu industriemäßigen Pro
duktionsmethoden festgelegt:
1. Die Räte der Bezirke und Kreise haben das Recht, zur 

stärkeren Einwirkung auf die Zuführungen zu den ge
meinsamen Fonds zur Finanzierung des Aufbaus indu
striemäßiger Anlagen, auf die Erhöhung der Akkumula
tion und die Herstellung richtiger Proportionen zwischen 
Akkumulation und Konsumtion und die weitere Verbes
serung der Arbeits- und Lebensbedingungen auf Vor
schlag ihrer Räte für Landwirtschaft und Nahrungsgüter
wirtschaft (RLN) die Abgabe solcher landwirtschaftlicher 
Produktionsgenossenschaften (LPG), gärtnerischer Pro
duktionsgenossenschaften (GPG), Produktionsgenossen
schaften werktätiger Fischer (PwF), Produktionsgenos
senschaften werktätiger Pelztierzüchter (PwP) und Pro
duktionsgenossenschaften werktätiger Zierfischzüchter 
(PwZ) und deren kooperativen Einrichtungen zu erhöhen, 
die den Anforderungen an die Entwicklung der Akkumu
lation und Konsumtion nicht entsprechen und trotz vor
handener Möglichkeiten keine oder unzureichende Zu
führungen zu den gemeinsamen Fonds vornehmen.
Aus diesen beschlossenen Erhöhungen können durch die 
Räte der Kreise auf Vorschlag ihrer Räte für Landwirt
schaft und Nahrungsgüterwirtschaft (RLN) auch Abgaben
senkungen zur Förderung der gesellschaftlichen Entwick
lung und insbesondere für landwirtschaftliche Produk
tionsgenossenschaften (LPG) mit ungünstigen Produk
tionsbedingungen vorgenommen werden.

2. Zur maximalen Nutzung der eigenen Eiweißfuttermittel 
und zur Sicherung eines rationellen Einsatzes der Futter
magermilch für die Rinder- und Schweineaufzucht wird 
das Vorkaufsrecht der Milchproduzenten an Magermilch 
von bisher 30 % gesenkt und kann bis zu 20 % der an
gelieferten Rohmilch betragen.
Bei Beibehaltung der Rücklieferungspflicht der Molke
reien an Magermilch in Höhe von 40 % der angelieferten 
Rohmilch ist die Magermilchmenge aus der Rücklieferung 
wie folgt zu verwenden:


